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Nr. ad.
»

LandrätlicheBekanntmachungen
Nr.1. "Polizei-Ve-r,ordnung

.

-

betreffend »

Maßregeln gegen die Einfchleppung der Cholera.
«

. Auf Grund der §§ 137 ff. des Gesetzes über die all-

gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 Und der

§§ 6, 12 und 15 des Gesetzes über die Polizei-Verwaltung
Vom 11. März v1850verordne ich im Anfchlußan meine
Polizei-Verordnung vom 25. . d. -Mts. "——»Extra-Ausgabe»
des Amtsblatts vom 268 d. Mts. —— und zwar, da die

Regelung der Angelegenheit keinen Aufschub zuläßt, vor

Einholung der Zustimmung des Bezirks-Ausschusseshiermit
Folgendes-:

«

.

»

« «

.

«

1. In den an allen Ausflüffen des Weichselftromes
,

(Nogat, Weichfel-Haffka1«1al,Elbinger, stöiiigsbergerWeichsel
und deren Verzweigungen) belegenen Gemeinden und-Guts-
bezirken des Regierungs-bezirksDanzig darf bis auf weiteres

keine Leiche Vor Beibringung einer von einem approbierten
Arzte ausgestellten Bescheinigung der Todesursache beerdigt
werden. Die· Befcheinigung darf nur auf Grund einer

. persönlichenlBesichtigung der Leiche durch den Arzt ausge-
-

stellt werden.
«

v

«

ss
.

«

«- —

,

§"2.-- Personen, welche auf Flößenoder Schiffen auf
jenen Flußläufen verftorben sind, dürfennicht beerdigt werden,
bevor die Todesursache durch den beamteten Arzt festgestellt ist«
§ 3. Zuwiderhandlungengegen dieseVorschriften werden

mit Geldstrafe bis zu 60--lt, im Unvermögensfalle mit

Haft geahndet.
-

-

§ 4. Die Polizei-Verordnung tritt sofortin Kraft.
«

Danzig, den« 29. August 1905. -

«

»

.

«

Der Regierungs-Präsident
·v. Ja"rotzky.

Nr.2.
, Bekanntmachung .

betreffend die Anzeigepflikhtbei Choleraerkrankungen.
Nachdem bei einem ruffifchen Flößer auf einem im

Weichfelstrom liegenden Floßedie Erkrankung- an asiatifcher
Cholera festgestellt worden ist, weise ich darauf hin, daß
nach §§ 1—3 des Reichsgesetzes vom SO. Juni 1900 R.

G. Bl. Seite 306 jede Erkrankung und jeder Todesfall an

Cholera (asiatischer), sowie jeder Fall, welcher den- Verdacht
dieser Krankheit erweckt, der für den Aufenthaltsort des Er-

krankten oder den Sterbeort zuständigenPolizeibehörde un-
«

oerzüglichmündlich oder schriftlich anzuzeigenift
Wechselt der Erkrankte den Aufenthaltsort, so ist dies

unverzüglich bei der Polizeibehördedes bisherigen und desA
neuen Aufenthaltsorts zur Anzeige zu bringen.

Zur Anzeige sind verpflichtet: :
»-

1. der zugezogene Arzt,
2. der Hau«shaltungsvorstand,

Marienburg,den 31. August.
·

1905.

3. jede sonst mit der Behandlung oder Pflegedes Er-
krankten beschäftigtePerson,

·

4.. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Er-

krankungs- oder Todesfall fich ereignet hat,
5. der Leichenschauer.

Die Verpflichtung der unter Nr. 2 bis 5 genannten
Personen tritt nur dann ein, wenn ein früher genannter
Verpftichteter nicht vorhanden ist.
Für Krankheits- und Todesfälle, welche sich in öffent-

lichen Kranken-, E1-itbind1mgs-, Pflege-, Gefangenen-—und

ähnlichen Anstalten ereignen, istder Vorsteher der Anstalt
oder die von der zuständigen Stelle damit beauftragte-
Person ausschließlichzurTErstattung der Anzeige verpflichtet-.

Auf Schiffen oder Flößen gilt als der zur Erstattung
der Anzeige verpflichtete kHaushaltImgsvorstand der Schiffer
oder Floßführer oder deren Stellvertreter. Der Bundesrat

» ift ermächtigt, Bestimnnusigqi darüber zu erlassen, an wen

bei Krankheits- und Todesfällen,welche auf Schiffen oder

Flößen vorkommen, die Anzeige zu erstatten ist.
Die Uebertretungen dieser Vorschriften werden gemäß

§ 45 des Gesetzes mit Geldstrafe von 10 bis 150 Ja oder
mit Haft nicht unter einer Woche bestraft·

— Dasnz»tg,den 29. August 1905.
«

«

Der Regierungs-Präfident.
v. Iarostzky.

«

Polizei-Verordnung
"

betreffend
das Baden und Schweminen in dem Weichselstrom

und in deffen Ausflüfsen.

Aufgrund der F§ 137 ff. des Gesetzes über die allge-
meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und der

§§ 6, 12 und 15 des Gesetzes über die Polizeiverwaltung
vom 11. März 1850 verordne ich im Anschlusfe an meine

Polizeiverordmmg vom 25. d. Mts. ——— GrtraDlusgabe des

Atiitsblatts vom 26. d. Mts ——- und zwar,«da die Regelung
der Angelegenheit keinen Aufschub zuläßt, vor Einholung
der Zustimmung des Bezirksausschusses hiermit Folgendes:
§ 1. Das Baden und« Pferdefchwemmen in dem

Nr. 3.

«

Weichfelstrome, einschließlichder toten Weichsel und in den

Ausflüffen des Weichselstromes (Nogat, Elbingeu Königs-
berger Weichsel und deren Verzweigungen) ist bis auf
weiteres verboten. .

"

««

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften
werden mit Geldstrafe bis zu 60 »Q- im Unvermögensfalle
mit Haft geahndet.
§ Z. Diese Verordnung tritt sofort in· Kraft.
Danzig, den 29. August 1905. -

Der Regierungs - Präsident.
«

v. Jarotzky.



Marienburg, den 30. August 1905.
. Vorstehendeg wird hierdurch zur öffentlichenKenntnis

gebracht· Die Ortsbehörden beauftrage ich, für die weiteste
Vekanntmachung der getroffenen Maßnahmen Sorge zu

tragen und dag Publikum vor dem Genusse des Wasser5"
aus den·in den obigen;Polizeiverordnungen genannten Fluß-

läufen, sowie vor der Benutzung dieses Wassers in unge-

1kochtem Zustande zu Wirtschaftgzweckenzu warnen.

Wird ein Cholerafall oder ein Fall von choleraver-
dätiger Erkrankung der Ortspolizeibehördegemeldet, so ist

die Meldung ohne jeden Verzug an den Kreigarzt schriftlich
weiter zu geben. Gleichzeitig ist letzterer telegraphifch oder

durch Fernsprecher so zu benachrichtigen, daß er sich unver-

züglich an Ort und Stelle begeben und den Kranken ohne
Zeitverlust auffinden kann. -

Die Polizeibehörde hat die Nachricht von dem Aug-

bruche ·der Cholera oder dem Verdachte des Auftretens der

Seuche nach der Feststellung durch den beamteten Arzt ftetg
ohne Verzug dem Herrn Regierungs-Präsidenten und mir

telegraphisch oder durch den Fernsprecher zu til-ermitteln

Druck von,»O. Halb, Marienburg

« Ex«
(

.

-


